
stab hierfür können die vom Obersten Gericht in sei­
nem Urteil vom 22. Juni 1962 — Za 10, 62 — (OGA Bd. 3
S. 262; Arbeit und Sozialfürsorge 1962 S. 355) zur An­
wendung der genannten Bestimmungen aufgestellten 
Rechtssätze dienen.
Ebenso ist der in § 115 Abs. 4 Satz 3 GBA ausgespro­
chene Grundsatz zu beachten, wonach der Betrieb bei 
Vorliegen der im Gesetz genannten Gründe auf einen 
Teil des festgelegten Schadenersatzbetrages verzichten 
kann. Nach der Stellung dieser Regelung im System 
der gesetzlichen Bestimmungen über die materielle 
Verantwortlichkeit der Werktätigen gilt der Grundsatz 
auch bei vorsätzlicher Schadensverursachung des Werk­
tätigen. Diese Fälle bedürfen jedoch einer besonders 
sorgfältigen Überprüfung.
Das Wesen der materiellen Verantwortlichkeit der 
Werktätigen wird auch durch die gesetzlich bestimmte 
Frist charakterisiert, bis zu deren Ablauf sie vom 
Betrieb geltend zu machen ist — wie das Oberste Ge­
richt in seinem Urteil vom 26. April 1963 — Za 10 63 — 
(Arbeit und Arbeitsrecht 1963 S. 376) ausgeführt, hat 
(vgl. auch Kollegium für Zivil-, Familien- und Arbeits­
rechtssachen des Obersten Gerichts, „Die Fristen zur 
Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit 
nach § 115 Abs. 1 GBA“, NJ 1964 S. 691). Gleichwohl ist 
die Überprüfung und Festlegung der Höhe des von 
einem Werktätigen auf Grund einer früheren, rechts­
kräftigen Entscheidung noch zu leistenden Schaden­
ersatzbetrages gemäß § 6 EGGBA nicht an eine Frist 
gebunden. Da die materielle Verantwortlichkeit eines 
Werktätigen bei Vorliegen einer rechtskräftigen Ent­
scheidung hierüber bereits geltend gemacht ist, kommt 
bei den gemäß § 6 EGGBA zu beachtenden Grundsätzen 
die Einhaltung einer Frist zur Geltendmachung der 
materiellen Verantwortlichkeit sachlich nicht mehr in 
Betracht.
Eine vor Inkrafttreten des GBA ergangene und rechts­
kräftig gewordene Entscheidung über die materielle 
Verantwortlichkeit eines Werktätigen bleibt auch nach 
Inkrafttreten des GBA rechtskräftig. Sie ist deshalb 
nach den dafür bestehenden allgemeinen Vorschriften 
durchzusetzen. Dazu gehört auch die gesetzlich be­
stimmte allgemeine Frist für die Verjährung rechts­
kräftig festgestellter Ansprüche (vgl. § 218 Abs. 1 BGB). 
Insoweit sind die vor Inkrafttreten des GBA ergange­
nen und rechtskräftig gewordenen Entscheidungen nicht 
anders zu behandeln als Entscheidungen, die erst nach 
Inkrafttreten des GBA ergangen und rechtskräftig ge­
worden sind. Das schließt nicht aus, von den Betriebs­
leitern zu fordern, im Interesse des Betriebes und des 
Werktätigen ebenso wie zur Verwirklichung des Er­
ziehungszweckes der materiellen Verantwortlichkeit 
eine Entscheidung hierüber sobald wie möglich zu 
realisieren.
Der Betriebsleiter hat seiner Verpflichtung aus § 6 
EGGBA auch ohne dahingehenden Antrag des Werk­
tätigen nachzukommen, wobei das Gesetz, ohne eine 
bestimmte Frist zu nennen, davon ausgeht, daß dies 
unverzüglich nach dem Inkrafttreten des GBA zu ge­
schehen hatte. Sofern der Betriebsleiter seine gesetz­
liche Verpflichtung dennoch bisher nicht erfüllt hat, 
kann er das jederzeit nachholen. § 6 EGGBA räumt 
aber auch dem Werktätigen das Recht ein, vom Betriebs­
leiter die Überprüfung einer früheren, rechtskräf­
tigen Entscheidung über den von ihm noch zu leisten­
den Schadenersatzbetrag zu fordern. Wendet sich der 
Werktätige mit dieser Forderung unmittelbar an die 
Konfliktkommission oder das Gericht, so ist die Sache 
zur Entscheidung an den Betriebsleiter abzugeben bzw. 
gemäß § 28 AGO zu verweisen. In keinem Fall dürfen 
die Rechtspflegeorgane die Entscheidung des Betriebs­
leiters übergehen.

Ist der Werkttäige mit der vom Betriebsleiter getroffe­
nen Entscheidung nicht einverstanden, so steht ihm das 
Recht zu, sie auf dem gesetzlich bestimmten arbeits­
rechtlichen Verfahrensweg überprüfen zu lassen. Er 
kann somit die Konfliktkommission und gegebenenfalls 
das Gericht anrufen. Das hierdurch eingeleitete Ver­
fahren führt aber nicht zur Wiederaufnahme des durch 
die frühere, rechtskräftige Entscheidung abgeschlosse­
nen Verfahrens. Es handelt sich dabei vielmehr um ein 
Verfahren im Vollstreckungsstadium, dessen Rechts­
grundlage die Bestimmung des § 6 EGGBA bildet. In­
soweit ist eine Bezugnahme auf die Bestimmungen der 
§§ 52 ff. AGO mit der sich daraus ergebenden Möglich­
keit, gemäß § 57 AGO auch Bestimmungen des Zivil­
prozeßrechts über die Durchführung der Zwangsvoll­
streckung anzuwenden, nicht erforderlich.
Die prozessuale Lage ist grundsätzlich nicht anders, 
wenn der Betrieb beim Kreisgericht die Vollstreckbar­
keitserklärung einer früheren, rechtskräftigen Entschei­
dung über die materielle Verantwortlichkeit beantragt 
und der Werktätige nunmehr auf § 6 EGGBA gestützte 
Einwendungen dagegen vorbringt. Andere als gemäß 
§ 6 EGGBA zulässige Einwendungen gegen die frühere, 
rechtskräftige Entscheidung sind jedoch unter Anwen­
dung der sachlich zutreffenden Bestimmungen der AGO 
und gegebenenfalls auch des Zivilprozeßrechts über die 
Durchführung der Zwangsvollstreckung zu behandeln.

Der Inhalt und das prozessuale Ergebnis eines Ver­
fahrens über die Anwendung des § 6 EGGBA werden 
durch das Wesen und die Zielsetzung dieser Regelung 
bestimmt. Sie beseitigt weder von sich aus die Rechts­
kraft der früheren Entscheidung über die materielle 
Verantwortlichkeit eines Werktätigen, noch enthält sie 
eine Fiktion, wonach die frühere, rechtskräftige Ent­
scheidung nicht mit den Grundsätzen des GBA über­
einstimme und deshalb nach dem Inkrafttreten des 
GBA nicht mehr Bestand haben könne. Nach dem kla­
ren Wortlaut des Gesetzes und dem daraus zu ent­
nehmenden Sinn und Zweck der Regelung haben die 
Rechtspflegeorgane vielmehr nur zu überprüfen, ob die 
in Übereinstimmung mit der Betriebsgewerkschafts- \ 
leitung getroffene Festlegung des Betriebsleiters über 
die Durchsetzung der früheren, rechtskräftigen Ent­
scheidung den Grundsätzen des GBA über die mate­
rielle Verantwortlichkeit entspricht. Die Überprüfung 
erstreckt sich somit weder auf das durch die rechts­
kräftige Entscheidung abgeschlossene Verfahren noch 
auf diese Entscheidung selbst. Damit ist den Rechts­
pflegeorganen auch die Überprüfung der Anspruchs­
grundlagen, d. h. der Voraussetzungen für den Eintritt 
der materiellen Verantwortlichkeit des Werktätigen 
entzogen.
Das arbeitsrechtliche Verfahren über die Anwendung 
des § 6 EGGBA kann deshalb auch nicht zu einer Ab­
änderung der früheren Entscheidung führen. Daraus er­
gibt sich zugleich, daß § 6 EGGBA nicht die Rechts­
grundlage für eine Abänderungsklage besonderer Art 
darstellt, wie das Kreisgericht irrtümlich angenommen 
hat. Aber auch eine Abänderungsklage gemäß § 323 
ZPO ist in den hier in Betracht kommenden Fällen 
unzulässig. Gemäß § 1 EGGBA ist die Anwendung die­
ser Bestimmung im arbeitsrechtlichen Verfahren aus­
geschlossen. Bei einer Entscheidung über die Leistung 
von Schadenersatz aus materieller Verantwortlichkeit 
fehlt es aber außerdem an der Verpflichtung zu künftig 
fällig werdenden, wiederkehrenden Leistungen als der 
unerläßlichen Voraussetzung einer Abänderungsklage.
Das gilt selbst dann, wenn in der. früheren, rechts­
kräftigen Entscheidung die Verwirklichung der Schaden­
ersatzpflicht des Werktätigen in Teilbeträgen festgelegt 
ist oder die Entscheidung auf Grund einer Partei­
vereinbarung bzw. mit Rücksicht auf die Bestimmun-
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